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MüKoZPO Münchner Kommentar zur Zivilprozessordnung
m.w.N. mit weiteren Nachweisen
NAP Nationaler Aktionsplan zur Umsetzung der VN-Leitprinzipien für 

Wirtschaft und Menschenrechte (2016-2020)
NGO Non-governmental organization/Nichtregierungsorganisation
NJOZ Neue Juristische Online Zeitschrift
NJW Neue Juristische Wochenschrift
NJW-RR Neue Juristische Wochenschrift, Rechtsprechungsreport
NOMOS-BR NomosBundesrecht Erläuterungen
Nr. Nummer
NVwZ Neue Zeitschrift für Verwaltungsrecht
NVZ Neue Zeitschrift für Verkehrsrecht
NZA Neue Zeitschrift für Arbeitsrecht
NZG Neue Zeitschrift für Gesellschaftsrecht
NZWiSt Neue Zeitschrift für Wirtschafts-, Steuer- und Unternehmens­

strafrecht
OECD Organisation for Economic Cooperation and Development
OEIGWG Open-ended intergovernmental working group on transnational 

corporations and other business enterprises with respect to hu­
man rights

OHCHR Office of the High Commissioner for Human Rights, Büro des 
Hohen Kommissars für Menschenrechte

OLG Oberlandesgericht
P. Page
ProdHaftG Produkthaftungsgesetz
RabelsZ Rabels Zeitschrift für ausländisches und internationales Privat­

recht
Rat-E Rat der Europäischen Union, Vorschlag für eine Richtlinie des 

Europäischen Parlaments und des Rates über die Sorgfaltspflich­
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ten von Unternehmen im Hinblick auf Nachhaltigkeit und zur 
Änderung der Richtlinie (EU) 2019/1937, 15024/1/22 REV

RdA Recht der Arbeit
RefE Referentenentwurf
RegE Regierungsentwurf
RIW Recht der Internationalen Wirtschaft
Rn. Randnummer(n)
Rom II-VO Verordnung (EG) Nr. 864/2007 über das auf außervertragliche 

Schuldverhältnisse anzuwendende Recht
Rz. Randziffer(n)
S. Seite(n), Satz/Sätze
SAI Social Accountability International
SE Societas Europea, Europäische Gesellschaft
SGB Sozialgesetzbuch
sog. sogenannte, sogenannter
StGB Strafgesetzbuch
st. Rspr. ständige Rechtsprechung
StVO Straßenverkehrsordnung
SAC Sustainable Apparel Coalition
TA Technische Anleitung
u.a. unter anderem
UAG Umweltauditgesetz
UmweltHG Umwelthaftungsgesetz
UN/VN United Nations, Vereinte Nationen
v.a. vor allem
VerfBlog Verfassungblog
VersR Versicherungsrecht
vgl. vergleiche
VO Verordnung
VuR Verbraucher und Recht
VVDStRL Veröffentlichungen der Vereinigung der deutschen Staatsrechts­

lehrer
WEP Workplace Education Program der Fair Wear Foundation
WHG Wasserhaushaltsgesetz
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WiSt Wirtschaftswissenschaftliches Studium
WM Wertpapier-Mitteilungen
WpHG Wertpapierhandelsgesetz
WZO Weltzollorganisation
ZaöRV Zeitschrift für ausländisches öffentliches Recht und Völkerrecht
z.B. zum Beispiel
ZEuP Zeitschrift für Europäisches Recht
zfbf Schmalenbachs Zeitschrift für betriebswirtschaftliche Forschung
ZfPW Zeitschrift für die gesamte Privatrechtswissenschaft
ZGR Zeitschrift für Unternehmens- und Gesellschaftsrecht
ZHR Zeitschrift für das gesamte Handelsrecht und Wirtschaftsrecht
ZIP Zeitschrift für Wirtschaftsrecht
ZPO Zivilprozessordnung
ZRP Zeitschrift für Rechtspolitik
ZUR Zeitschrift für Umweltrecht
ZVglRWiss Zeitschrift für vergleichende Rechtswissenschaft
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§ 1 Einleitung

I. Einführung in die Problemstellung

Die Verabschiedung des Gesetzes über unternehmerische Sorg faltspflichten 
zur Vermeidung von Menschenrechtsverletzungen in Lieferketten1 wirft die 
Frage auf: Sollte die Wahrung menschenrechtlicher Standards in unterneh­
merischen Lieferketten mehr als 70 Jahre nach der Allgemeinen Erklärung 
der Menschenrechte2 nicht eine Selbstverständlichkeit sein?

Eine (rhetorische) Frage mit einer ebenso einfachen wie eindeutigen 
Antwort: Selbstverständlich! Und doch legt eine nähere Betrachtung eine 
differenziertere Antwort nahe. Zum einen ist der Aufwand gering, diese 
Selbstverständlichkeit zu widerlegen.3 Zum anderen deutet sich an dieser 
Stelle bereits ein Grundproblem in der Diskussion um Wirtschaft und Men­
schenrechte an: völkerrechtliche Menschenrechtskataloge verpflichten Staa­
ten – nicht jedoch Unternehmen. Gleichwohl besteht mit den Leitprinzipi­
en für Wirtschaft und Menschenrechte der Vereinten Nationen seit dem Jahr 
2011 die (unverbindliche) Aufforderung an Unternehmen, Menschenrechte 
zu achten.4 Dies hat nicht nur die Frage aufgeworfen, wie Unternehmen 
menschenrechtliche Standards in ihren globalen Lieferketten effektiv ge­
währleisten können, sondern auch danach, wie der Staat dies beeinflussen 
kann. Fragen, die bisher stets mit freiwilliger Selbstregulierung – und dem 

1 BGBl. 2021 I, S. 2959; die Diskussion wird weitestgehend durch den Begriff „Lieferket­
tengesetz“ geprägt, nachfolgend wird entweder die Kurzversion Lieferkettensorgfalts­
pflichtengesetz oder die Abkürzung LkSG verwendet.

2 UN-Dok. 217/A-(III) vom 10. Dezember 1948, die AEMR ist als solche nicht rechtsver­
bindlich, zusammen mit dem Pakt über bürgerliche und politische Rechte (IPbpR, 
BGBl. 1973 II, S. 1534; für die BRD in Kraft getreten am 23. März 1976, vgl. BGBl. 1976 
II, S. 1068) und dem Internationalen Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle 
Rechte (IPwskR, BGBl. 1973 II, S. 1570, für die BRD in Kraft getreten am 3. Januar 1976, 
vgl. BGBl. 1976 II, S. 428), welche hingegen völkerrechtlich verbindlich sind, bildet sie 
die sog. Internationale Menschenrechtscharta, vgl. dazu Spießhofer, Unternehmerische 
Verantwortung, S. 74 ff.

3 Vgl. etwa die Übersichtskarte des European Center for Constitutional and Human 
Rights e.V. (ECCHR), abrufbar unter: www.ecchr.eu/wirtschaft-menschenrechte 
(zuletzt: 8. Juni 2023).

4 UN-Dok. A/HRC/RES/17/4 und UN-Dok. A/HRC/17/31, Leitprinzip 11; nachfolgend 
VN-Leitprinzipien.
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Konzept der Corporate Social Responsibilty – beantwortet wurden. Dass 
dieser Ansatz bisher nur fragmentarische Wirkung entfalten konnte, belegt 
jedoch der Nationale Aktionsplan zur Umsetzung der VN-Leitprinzipien für 
Wirtschaft und Menschenrechte (NAP).5 Danach erfüllen lediglich 13-17 Pro­
zent der befragten Unternehmen menschenrechtliche Sorgfaltspflichten in 
ihren Lieferketten.6 Der Gesetzgeber sah sich daher aufgerufen, verpflich­
tende Sorgfaltspflichten zur Wahrung menschenrechtlicher Standards ein­
zuführen.7 Diese orientieren sich maßgeblich an den VN-Leitprinzipien 
und den Leitsätzen für multinationale Unternehmen der OECD.8

Adressiert sind dabei in einem ersten Schritt in Deutschland ansässi­
ge Unternehmen mit mehr als 3000 Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh­
mern.9 Inhaltlich definieren die Sorgfaltspflichten einen wiederkehrenden 
Prozessstandard zur Identifizierung, Verhinderung, Beendigung bzw. Mi­
nimierung menschenrechtlicher und umweltbezogener Risiken und Verlet­
zungen entlang der jeweiligen Lieferketten.10 Unternehmen sind verpflich­
tet, die Sorgfaltspflichten in einem angemessenem Verhältnis zu Art und 
Umfang ihrer Geschäftstätigkeit, der Einflussmöglichkeit auf den unmittel­
baren Verursacher der Rechtsverletzung, der Schwere, Unumkehrbarkeit 
und Wahrscheinlichkeit hierdurch möglicher Schäden und der Art des 
Verursachungsbeitrags wahrzunehmen.11 Dabei trifft sie eine entsprechende 
Bemühens-, nicht aber Erfolgspflicht,12 deren Verletzung mit einem Buß­
geld belegt werden kann.13

5 Vgl. Auswärtiges Amt (Hrsg.), Nationaler Aktionsplan Umsetzung der VN-Leitprinzi­
pien für Wirtschaft und Menschenrechte, 2016-2020.

6 Auswärtiges Amt, Monitoring des Umsetzungsstandes der im Nationalen Aktions­
plan Wirtschaft und Menschenrechte 2016–2020 beschriebenen menschenrechtlichen 
Sorgfaltspflicht von Unternehmen, Abschlussbericht, S. 5.

7 Vgl. BT-Drucks. 19/28649, S. 23; vgl. auch Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und 
SPD vom 12. März 2018, Rn. 7380 ff.

8 Vgl. BT-Drucks. 19/28649, S. 23; OECD, Leitsätze für multinationale Unternehmen 
(2011), nachfolgend: OECD-Leitsätze.

9 § 1 Abs. 1 Nr. 2 LkSG, ab dem 1. Januar 2024 werden Unternehmen mit mehr als 1000 
Arbeitnehmer einbezogen, § 1 Abs. 1 S. 3 LkSG; Aus Gründen der besseren Lesbarkeit 
wird auf die gleichzeitige Verwendung der Sprachformen männlich, weiblich und 
divers (m/w/d) nachfolgend verzichtet. Sämtliche Personenbezeichnungen gelten 
gleichermaßen für alle Geschlechter

10 §§ 3 ff. LkSG; BT-Drucks. 19/28649, S. 41.
11 § 3 Abs. 2 LkSG, BT-Drucks. 19/28649, S. 42 ff.
12 Vgl. BT-Drucks. 19/28649, S. 41.
13 § 24 LkSG.
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Offen ist, ob damit nicht das Potenzial eines Pioniers menschenrechtli­
cher Standards in globalen Lieferketten ungenutzt bleibt: Multistakeholder-
Initiativen setzen bereits jetzt auf Prozessstrukturen, die denjenigen des 
LkSG ähnlich sind und fokussieren zumindest Teilbereiche menschen- und 
umweltrechtlicher Risiken in globalen Lieferketten.14 Fair Wear, Global Or­
ganic Textile Standard (GOTS), Fairtrade – zur Bekanntheit entsprechen­
der Initiativen dürften vor allem die mit ihnen regelmäßig verbundenen 
Umwelt- und Sozialsiegel beitragen. Mit den VN-Leitprinzipien und den 
OECD-Leitsätzen stimmt der ihnen zugrunde liegende Fixpunkt mit dem­
jenigen des LkSG überein. Teilnehmende Unternehmen verpflichten sich, 
die jeweiligen Standards der Initiativen umzusetzen und können dabei auf 
einen reichen Erfahrungsschatz der Initiativen zurückgreifen.

Die Einführung einer gesetzlichen Pflicht begründet sich vor diesem 
Hintergrund auch nicht darin, dass Selbstregulierung per se nicht funktio­
niert. Ihrer gesellschaftlichen Verantwortung werden schlicht zu wenige 
Unternehmen gerecht.15

Unklar ist, welche Auswirkungen das Gesetz auf den Bereich der zivil­
rechtlichen Haftung hat, ein unmittelbarer Ausgleichsanspruch für Geschä­
digte findet sich im Gesetz jedenfalls nicht.16 Gerade die zivilrechtliche 
Haftung hat hingegen in der jüngeren rechtswissenschaftlichen Auseinan­

14 So orientiert sich etwa das Bündnis für nachhaltige Textilien an den Empfehlungen 
des OECD-Leitfadens für die Erfüllung der Sorgfaltspflicht zur Förderung verant­
wortungsvoller Lieferketten in der Bekleidungs- und Schuhwarenindustrie, die auch 
das LkSG in Bezug nimmt, BT-Drucks. 19/28649, S. 42.

15 Vgl. Auswärtiges Amt, Abschlussbericht NAP 2016-2020, S. 5.
16 Vgl. die Klarstellung in § 3 Abs. 3 LkSG, anders noch der Regierungsentwurf (RegE), 

welcher ausdrücklich auf den Individualschutz verwies und damit eine Schutzgeset­
zeigenschaft nahelegte, BT-Drucks. 19/28649, S. 43; im „Abschnitt 3 Zivilprozess“ 
besteht mit § 11 LkSG lediglich eine Regelung einer besonderen Prozessstandschaft, 
zur zivilrechtlichen Haftung Teil II § 5 (S. 137 ff.).
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dersetzung breite Aufmerksamkeit erfahren.17 In absehbarer Zeit ist zudem 
mit entsprechenden europäischen Vorgaben zu rechnen.18

Das Kernanliegen dieser Arbeit ist es diese Aspekte zu verbinden: Zum 
einen geht es um die Frage, welche Bedeutung Multistakeholder-Initiativen 
als mutmaßlich wirkungsvollstes Instrument freiwilliger Selbstregulierung 
im Rahmen des LkSG haben und haben könnten. Zum anderen stellt 
sich die Frage, welche Auswirkungen das Gesetz auf zivilrechtliche Haf­
tungsansprüche hat. Beide Aspekte lassen sich – trotz ihrer funktionellen 
Unterschiede – perspektivisch zusammenführen: Gemeint ist die Frage, ob 
eine Beteiligung an Multistakeholder-Initiativen im Rahmen einer de lege 
lata bestehenden oder zumindest de lege ferenda zu erwartenden zivilrecht­
lichen Haftung (besondere) Berücksichtigung finden kann.

II. Konkretisierung und Eingrenzung der Forschungsfrage

Die der Betrachtung zugrunde liegende Forschungsfrage soll zunächst an­
hand eines konkreten Beispiels näher skizziert werden.

Die Zalando SE ist nach eigener Aussage Europas führender Online-Mo­
dehändler.19 Sie hat ihren Unternehmenssitz in Berlin und beschäftigt mehr 
als 6.605 Mitarbeiter.20 Als solche unterfällt sie – vorausgesetzt es handelt 

17 Statt vieler: Weller/Kaller/Schulz, AcP 216 (2016), 387 ff., Wagner, RabelsZ 80 (2016), 
718 ff., Habersack/Ehrl, AcP 219 (2019), 157 ff., aus dem jüngeren monografischen 
Schrifttum: Heinen, Deliktische Sorgfaltspflichten in transnationalen Lieferketten 
(2022), Hübner, Unternehmenshaftung und Menschenrechte (2022), Pordzik, Trans­
subjektive Deliktsverantwortlichkeit (2022), davor bereits: von Falkenhausen, Men­
schenrechtsschutz durch Deliktsrecht (2020), Nordhues, Die Haftung der Mutterge­
sellschaft und ihres Vorstands für Menschenrechtsverletzungen im Konzern (2019), 
Görgen, Unternehmerische Haftung in transnationalen Menschenrechtsfällen (2019), 
Haider, Haftung von transnationalen Unternehmen und Staaten für Menschenrechts­
verletzungen (2019).

18 Vgl. bereits faz.net vom 3. März 2021, EU dringt auf noch härteres Lieferkettengesetz, 
abrufbar unter: www.faz.net/aktuell/politik/reynders-eu-dringt-auf-noch-haerteres-li
eferkettengesetz-17224251.html (zuletzt: 8. Juni 2023); vgl. dazu Teil I § 2 IV. (S. 55 ff.), 
Teil II § 5 I. (S. 137 ff.) sowie Teil III, § 10 (S. 285 ff.).

19 Der Zalando Konzern besteht neben der Muttergesellschaft Zalando SE, in welcher 
alle Leitungsfunktionen gebündelt sind, aus 57 weiteren Tochtergesellschaften, vgl. 
Geschäftsbericht Zalando SE, 2022, S. 71.

20 Der gesamte Zalando Konzern umfasst mehr als 16.999 Mitarbeiter, vgl. Geschäfts­
bericht Zalando SE, 2022, S. 123, 164; für die Mitarbeiteranzahl sind § 1 Abs. 2 
und 3 LkSG zu beachten, im Hinblick auf die direkte bzw. indirekte vollständige 
Beherrschung aller Tochtergesellschaften durch die Zalando SE, vgl. Geschäftsbericht 
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sich um inländische Beschäftigte – bereits seit dem 1. Januar 2023 dem 
LkSG und ist zur Wahrnehmung der menschenrechtlichen und umweltbe­
zogenen Sorgfaltspflichten i.S.d. §§ 3 ff. LkSG verpflichtet. Diese umfassen 
im Rahmen ihrer Lieferkette das Handeln im eigenen Geschäftsbereich,21 

erstrecken sich aber auch auf das Handeln unmittelbarer Zulieferer sowie 
unter den Voraussetzungen des § 9 LkSG auf das Handeln mittelbarer 
Zulieferer.

Zalando vertreibt sowohl Produkte eigener Marken als auch solche frem­
der Unternehmen.22 Insgesamt umfasst das Sortiment mehr als 7.000 Mar­
ken.23 Damit lässt sich zwar im Ausgangspunkt keine Aussage über die 
Anzahl der unmittelbaren bzw. mittelbaren Zulieferer treffen, zumindest 
steht damit eine erste Größenordnung fest. Die Zahl unmittelbarer Zuliefe­
rer könnte sogar geringer sein, während die Zahl mittelbarer Zulieferer um 
ein Vielfaches höher sein wird.

Zalando bietet in seinem Online-Shop auch Produkte an, die mit einem 
Nachhaltigkeits-Siegel beworben werden. Für dieses werden Zertifizierun­
gen durch Dritte unter einem eigenen Nachhaltigkeits-Siegel berücksich­
tigt.24 Von der ursprünglichen Praxis, dass eigene Nachhaltigkeits-Siegel 
auch unabhängig von solchen Zertifizierungen durch Dritte zu verwenden, 
ist man inzwischen abgerückt.25 Zertifizierungen durch Dritte umfassen 
z.B. Initiativen wie Fairtrade Certified Cotton,26 Global Organic Textile 

Zalando SE, 2022, S. 71, fließen deren Mitarbeiter, soweit sie im Inland angestellt 
sind, in die Berechnung mit ein.

21 Entsprechend der Bündelung der Leitungsfunktionen bei der Zalando SE und einer 
direkten/indirekten Beherrschung der Tochtergesellschaften dürfte zum eigenen Ge­
schäftsbereich nach § 2 Abs. 6 LkSG auch die Tätigkeit der Tochtergesellschaften 
zählen, vgl. Geschäftsbericht Zalando SE, 2022, S. 71.

22 Eine Differenzierung, die im Gesetz etwa im Rahmen der Angemessenheit eine Rolle 
spielen kann, § 3 Abs. 3 Nr. 2 LkSG.

23 Vgl. Geschäftsbericht Zalando SE, 2022, S. 70.
24 Vgl. www.zalando.de/campaigns/about-sustainability (zuletzt: 8. Juni 2023).
25 Dazu noch Handelsblatt.de vom 31. Oktober 2019, Zalando schafft mit seiner grünen 

Mode mehr Verwirrung als Nachhaltigkeit, abrufbar unter: https://www.handelsblat
t.com/meinung/kommentare/kommentar-zalando-schafft-mit-seiner-gruenen-mod
e-mehr-verwirrung-als-nachhaltigkeit/25176106.html (zuletzt: 8 Juni 2023); vgl. zur 
Bedeutung unternehmenseigener Siegel, unten Teil I § 3 III. 2. (S. 72 ff.).

26 Fairtrade Standards bestehen für diverse Produktkategorien, im Bereich Textil sind 
insbesondere der Fairtrade Certified Cotton Standard zu nennen, sowie der Fairtrade 
Textilstandard, vgl. www.fairtrade-deutschland.de/was-ist-fairtrade/fairtrade-sie
gel (zuletzt: 8. Juni 2023), Zalando erwähnt lediglich den Fairtrade Certified Cotton 
Standard, vgl. www.zalando.de/campaigns/about-sustainability (zuletzt: 8. Juni 
2023); näher zu Fairtrade, Hörnicke, Product Stewardships, S. 66 ff.
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